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Bürgerkrieg in Jugoslowien r
Notionolismus und Konterrevolution
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ist. Mehrere Jahrzehnte lang, seit Gründung des mul-
tinationalen jugoslawischen deformierten Arbeiter-
staates, gab es eine Tendenz zur Integration der Völker
in einer Region, deren Name historisch gleichbedeu-
tend mit interethnischem Streit und Blutbad gewesen
war,

Die Serben, gößte unter den verschiedenen Natio-
nalitätengruppen, waren innerhalb der jugoslawi-
schen Föderation dominierend und stellten 70% des
Offizierskorps der Bundesarrnee. Im Gegensatz zum
offen national-chauvinistischen Wesen des sowjeti-
schen Stalinismus, das sich in der Vorherrschaft der
großrussischen Bürokratie ausdrückte, hatte der Stali-
nismus in Jugoslawien immer einen genuin föderali-
stischen Charakter. Die von Josip Broz Tito geführte
Partisanenarmee, die den Nazis im ZweitenWeltkrieg
erfolgreich Widerstand leistete, umfaßte Mitglieder
aller Nationalitäten. Der herschende Bund der Kom-
munisten Jugoslawiens (BKD versuchte bewußt, die
nationalistischen Gegensätzn zu entschärfen. Mit dem
Verfall und Zusammenbruch des föderalistischen
Staates sind die Völker des Balkans, die Jahrzehnte in
relativem Frieden zusammenlebtery wieder in einem
tragischen Teufelskreis von sinnlosem Blutveqgießen
gefangen.

jugoslawien und Albanien sind die einzigen beiden
Länder in Europa, in denen nach dem Krieg stalinisti-
sche Parteien ohne direkte Intervention der sowie-
tischen Armee an die Macht kamen.

Fortsetzung auf Seite 1.0

Die historische Tragödie des Zusammenbruchs der
UdSSR fand auf dem Balkan ihre Parallele mit dem
blutigen Ende der jugoslawischen Föderation. Sowohl
in der Sowjetunion als auch inJugoslawienbrachte die
Zers törung der bürokra tisierten A rbeiters taa ten eine
Unzahl kleiner Formationen hervor, die sich als kapi-
talistische Staaten in unterschiedlichen Stadien der
Konsolidierung befinden. Das Banner der Bewegung
für die kapitalistische Restauration ist in ganz Osteu-
ropa das Banner des blutigen Nationalismus gewesen/
das die Forderung zur Wiedereinführung der Markt-
wirtschaft mit miteinander konkurrierenden und
zumeist unvereinbaren territorialen Bestrebungen
verbindet.

Die grausamen nationalistischen Kämpfe, die |ugo-
slawien zerrissen haben, sind ein reaktionärcr Rück-
schritt fürdie Völkerdes Balkans. Leninisten erkennen
das Recht der Nationen auf Selbstbestimmung und
das Recht aller Völker auf Selbstverteidigung an. Die
Achse der Konflikte auf dem Balkan ist heute jedoch
ein Kräftemessen der rivalisierenden protokapitalisti-
schen Regime untereinander, um ihre Gebiete in bru-
dermörderischen Kämpfen auf Kosten der Nachbarn
zu vergrößern. Die Arbeiter haben in solchen Ausein-
andersetzungen nichts zu gewinnen.

De uralten nationalen Feindseligkeitery lange vom
titoistischen föderalistischen Staat unterdrückt, dro-
hen wieder einmal, die Region in einem Blutbad zu er-
tränken. Die Geschichte beweist, daß solch ein ver-
giftender nationalistischer Waffengang vermeidbar
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Griechenland, Ungarn und Bulgarien einbeziehen
könnten. Einige Wochen vor dem gescheiterten Putsch
in der UdSSR ermahnte die Sowjetbürokratie die EG,
ihre Finger von Jugoslawien zu lassery eine militäri-
sche Intervention könne zu einem ngesamteuropä-

ischenn Konflikt führen (Financial Times 07.08.91). Mit
Jelzin am Ruder müssen sich die großen kapitalisti-
schen Mächte keine Sorgen mehr um die Russen
machen.

Doch trotzdem wanen die Imperialisten geteilter
Meinung, wie auf die Balkan-Ereignisse zu neagieren
sei. Britanniery Frankreich und die USA, wachsam an-
gesichb der deutschen Expansion in der Region, be-
mühten sich so gut es ging, eine Art Föderation zu
erhalten. Einige der EG-Imperialisten sind auch be-
sorgt über die möglicherweise destabilisierenden Im-
plikationen einer Unterstützung der nnationalen Be-
freiungs"-Rhetorik. Die Briten wollen keine Präze-
denzfälle für die schottischen Nationalisten oder die
Republikaner in Nordirland schaffen. Den Franzosen
geht es so mit den Korsen und die Spanier sind besorgt
wegen der Basken und lGtalanen.

Doch als sich der Konflikt zwischen Serbien und
Kroatien verschärfte, wurde klar, daß es keine Hoff-
nung mehr auf irgendeine bundesstaatliche Lösung
gab. Nach einer Reihe fehlgeschlagener Versuche,
einen Waffenstillstand zu erreichen, zwangen schließ-
lich die deutschen Imperialisten, die sich gern an den
faschistischen lakaienstaat Kroatien im Zweiten Welt-
krieg erinnern, die EG zur Anerkennung der abgespal-
tenen Staaten. Deutschland war auch für eine mili-
tärische Intervention zugunsten der Kroaten - wenn
auch vorzugsweise ohne deutsche Truppen. Auch
diesen Punkt bekamen sie durch, indem die Vereinten
Nationen das Feigenblatt für die imperialistische In-
tervention abgeben.

Die 14 CIO köpfige UNOJ'Friedenstruppe" besteht
aus Bullen und Soldaten der imperialistischen Mächte
und ihrer Lakaien - inklusive 900 Russen. Der imperia-
listische Einsatz wird die erbitterten nationalen Ge-
gensätze in dieser Region nicht lösen können. Auf
lange Sicht kann er nur reaktionäre Folgen haben. Es
ist die Pflicht von Man<isten, sich gegen die UNO-In-
tervention zu stellen und dafür zu kämpfery daß die
Imperialisten ihre blutbefleckten Finger vom Balkan
lassen.

Für eine mult inat ionale leninist ische
Partei

Im Moment sieht die nahe Zukunft für die Region
tncstlos aus. Der einzige Weg aus diesem Abstieg in
ein sektiererisches Blutbad ist die Vereinigung der
Werktätigen über nationale Linien hinweg und gegen
die tödliche Logik des bürgerlichen Nationalismus.
Revolutionäre müssen sich gegen Milosevics Versu-
che wenden, ein Großserbien zu errichten und sich
gleichzeitig gegen Versuche kroatischer Reaktionäre
stellen, die Serben und andere Minderheiten in einem
wiedergeborenen Ustascha-Staat zu unterdrücken.
Die Restauration des kapitalistischen Eigentums und
die Koruolidierung des Wirrwarrs der verschieden-
sten Balkan-Regime stellen eine tödliche C'efahr für
alle Völker dieser Region dar. Jedes dieser Regirne
benutzt die Unterdrückung seiner Landsleute außer-
halb seiner Grenzen als Vorwand, um mehr "[.ebens-

raum" auf Kosten seiner Rivalen zu bekommen.

Tragischerweise ist der multinationale deformierte
Arbeiterstaat, der von Tito geschaffen wurde, zusam-
mengebrochen. Zu diesem Zeitpunkt gibt es dort
keine KrafL die auch nur in deformierter Weise die In-
ter€ssen der Arbeiterklasse vertritt. Im Moment sind
die Werktätigen auf allen Seiten in der mörderischen
L,ogik der nationalistischen Pogrome gefangen. Doch
nicht jeder im ehemaligen Jugoslawien nimmt den
Brudermord ohne Protest hin. ImJuni gab es große De-
monstrationen von serbischen Frauen in Belgrad, die
sich dagegen wandtery ihre Sohne in einem Unterneh-
men zu verliererL das sie als sinnlos ansahen. Revolu-
tionäre müssen versuchery solche Stimmungen als
Ansätze für den Kampf zu nutzery die Welle des reak-
tionären büqgerlichen Nationalismus und der kapita-
listischen Restauration zurückzudrängen.

Wie ihre Klassenbrüder in ganz Osteuropa erfahren
die Werktätigen des Balkans schon heute, daß kapita-
listische Restauration für viele Hunger und Not be-
deutet, nur damit eine Handvoll Parasiten reich
werden kann. Es kommt darauf an, daß die Arbeiter
ihre Erfahrungen verallgemeinern und die l,ehren
ziehen. Sie müssen dem Ansinnen der Reaktionäre,
die noch mehr Blutvergießen fordern, eine Abfuhr er-
teilen und stattdessen den Sturz der Regime organisie-
ren, die sie noch tiefer in den Dreck ziehen. Die Feinde
der Werktätigen einer bestimmten Nation sind nicht
die Arbeiter der anderen Nationen des Balkans,
sondern ihre "eigenen" prokapitalistischen, nationali-
stischen Führer, Geldhaie und Spekulantery die Vor-
reiter einer künftigen neo-kolonialen herrschenden
Klasse.

Marxisten kiimpfen gegen jede Form nationaler Un-
terdrückung; aber die gegenwärtigen nationalisti-
schen Konflikte in der ehemaligen jugoslawischen
Föderation sind zum größten Teil Kämpfe um Gebiete
mit stark vermischten Völkerschaften. Der Sieg einer
Nation muß die Unterdrückung der anderen nach sich
ziehen. In einer solchen Situation nehmen Marxisten
die Position des retnlutionfuen Defätisrzzs ein. Was
heute im Balkan fehlt ist der Kern einer revolutionä-
nen Führung mit einem Pr(Bramm, das den beginnen-
den Zorn über die Verwüstungen der kapitalistischen
Restauration und die barbarische nationalistische
Kriegsftihrung in klassenbewußte Aktion verwandelt.

Revolutionärer Intemationalismus ist die einzige
Alternative zu kommunalem Massenmord und kapi-
talistischer Verelendung. Die Losung der komplexen
Probleme, die sich durch das verwickelte Mosaik von
Völkern ergibt, das sich fast über den ganzen Balkan
erctreckt, kann gerecht nur durrh die Schaffung einer
freiwilligen, sozialistischen Föderation der Völker
dieser Region erreicht werden.

Um die nationalistischen Pogromisten zu bekämp-
fery ist es notwendig, Arbeitermilizen zu schaffen,
deren Aufgabe es ist, kommunalem Terror aus jedem
lager zu begegnen. Die Arbeiter der ehemaligen jugo-
slawischen Föderation müssen sich gegen jeden
Schritt in Richtung Etablierung des Marktes wenden
und für die Wiederherstellung einer zentralen Plan-
wirtschaft kämpfen, die aber dieses Mal auf der
Grundlage der Arbeiterdemokratie und nicht auf der
Grundlage der stalinistischen Kommandowirtschaft
funktioniert.r

(aus1.91711)
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LRKI: Konsistente Stal inophobie
Die Liga für eine Revolutionäre Kommunistische In-
temationale (LRKI), mit Hauptsitz in den Bürcs der
britischen Workers Power Gruppe, ist eine von jenen
linken Organisationen, die die Tragweite der jüngsten
Ereignisse auf dem Balkan nicht begreifen können.
Trotz der Zerstörung des jugoslawischen Staates
durch brutalen nationalistischen Krieg und bürgerli-
che Konterrevolution erklärte die Oktober-Ausgabe
1991 von Workers Power (WP):

"Trotz des prokapitalistischen Charakters der nationa-
len Regierungen und jahrzehntelangen Marktrefor-
men bleibt Jugoslawien im Moment ein degenerierter
Arbeiterstaat".

Des wurde implizit in der Januar-Nummer wieder-
holt, die von einer "bonapartistischen Bürokratie" in
Serbien sprach und zum "Sturz der bürokratischen
und bürgerlichen Regierungen" in dieser Region
aufrief.

Ihre falsche Position ist schlimm, aberihre program-
matischen Schlußfolgerungen sind schlimmer. Die
LRKI sieht keinen Widerspruch darin, zum einen zu
behaupten, Milosevic stünde an der Spitze eines
Rumpf-Arbeiterstaates, andercrseits jedoch die offen
konterrevolutionären Nationalisten in Kroatien und
Slowenien zu unterstützen:

"Angesichts des Abfallens in mörderischen Chauvi-
nismus müssen nx Zeit die, welche versuchen, die
Einheit der Arbeiterklasse herzustellery zuerst das le-
gitime Recht Kroatiens und Sloweniens auf Selbstbe-
stimmung und Lostrennung anerkennen. Das heißt
Anerkennung ihres Rechtes, sich gegen den von Ser-
bien unterstützten Versuch, sie rnit Gewalt in der Fö-
deration zu halten, zu wehren" (WP Oktober 1991).

Im November verä nd erte Workers Power ohne Erklä -
rung die Linie und erklärte, daß die "Arbeiter zrlr Zcit
keine Seite im Krieg zwischen Serbien und Kroatien
beziehen sollten"; aber der rote Faden bei ihren Posi-
tionen ist die Weigerung, das zu verteidigen, was sie
anscheinend noch immer für einen in Belgrad befind-
lichen "degenerierten Arbeiterstaat" hielten. Die LRKI
ist bekannt für ihre erbärmliche Weigerung, Arbeiter-
staaten gegen die Konterrevolution zu verteidigen. Im
veqgangenen Auguststellte sie sich auf die SeiteJelzins
und der kapitalistischen Restaurateure gegen den sta-
linistischen Coup in Moskau. ZehnJahe vorherstand
Workers Power Seite an Seite mit Ronald Reagan und
PapstJohannes Paul II, als sie l,ech Walesas offen kon-
terrevolutionäre Solidarnosc verteid igte.

Workers Powers "Trotzkismus" existiert nur auf
dem Papier. Sie bekennen sich zwar zu einer defensi-
stischen Haltung in Bezug auf proletarisches Eigen-
tum, doch fehlt ihnen das politische Rückgrat, um mit
den Stalinisten zusammen gegen populäre konterre-
volutionäre Bewegungen zu stehen. Falls heute ein de-
formierter Arbeiterstaat in Jugoslawien (oder in einem
Teil davon) existierte, wäre er in einer verzweifelten
Situation. Er sähe sich weiteren Gebiets- und Produk-
tivitätsverlusten und einem extrem ungünstigen Kräf-
teverhältnis im Lande wie international gegenüber.
Ihn gegen prokapitalistische Kräfte zu verteidigen,
wäre lebensnotwendig. Dies würde keine Unterstüt-
zung für nationalistische Pogrome gegen Kroaten
oder gegen irgend jemand anderen bedeuten, aber im
Gegensatz zu den Zentristen der LRKI, die das Recht
auf nationale Selbstbestimmung über die Verteidi-

gung des proletarischen Eigenturns stellen, unterstüt-
zen Leninisten das Recht der Arbeiterstaaten, C'ebiete
gegen bürgerlich-separatistische Bewegungen mit
Gewalt zu behalten. Heute ist kein Arbeiterstaat auf
dem Balkan übriggeblieben, den es zu verteidigen
gälte, oder - aus Sicht der Schönwetter-Trotzkisten der
LRKI - es gibt keinen Arbeiterstaat, den man im Stich
lassen müßte.

Der Defensismus der LRKI ist darauf begrenzt, sich
gegen direkte imperialistische Einmischung zu stellen:

'Jede imperialistische Interventiory unter welchem
Deckmantel auch immer, wird darauf abzielen, einka-
pitalistisches Kroatien sicherzustellery um dem, was
sie als 'Kommunismus' in Jugoolawien sehen, einen
letzten tödlichen Schlag zu versetzen" (ebenda).

Es scheint, als hinge die Opposition der LRKI gegen
kapitalistische Restauration von der Agentur der Kon-
terrevolution ab. Wenn eine konterrevolutionäre Be-
wegung genügend Unterstützung aus der Bevölke-
fgung hat, ist die LRKI bereit, mit dieser zusammen-
zugehen. Trrotz ihrer formalen Ablehnung der Dritten-
Lager-Politik Tony Cliffs hat Workers Power die
Essenz der stalinophoben Methodologie dieses Eltern-
teils beibehalten.

Die lnkohärenz der Spartacists
Die ex-Trotzkisten der Intemationalen Kommunisti-
schen Liga (IKL, dominiert  von der Spartacist
teague/U.S.) hingegen haben auf die Ereignisse auf
dem Balkan in der gleichen inkohärenten Weise rea-
giert, wie sie es auf den Untergang der UdSSR taten.
Die Weigerung der Spartacists im letzten Jahr, sich auf
die Seite des Anti-Jelzin-Putsches zu stellen, zwang sie
dazu, die Bedeutung des Sieges der Konterrevolution
zu leugnen. Des wiederum führt sie zu der Behaup-
tung, daß nichb Entscheidendes passiert sei und wei-
terhin ein degenerierter Arbeiterstaat auf dem Gebiet
der ehemaligen UdSSR existiere. Bis heute benutzen
sie weiterhin die l,osung der "proletarischen politi-
schen Revolution", die Trotzki für den bürokratisier-
ten sowjetischen Arbeiterstaat entwickelte. Diese
Losung wirkt jedoch vollkommen desorientierend,
wenn sie auf den von Jelzin geftrhrtery sich entwik-
kelnden kapitalistischen Staat angewandt wird.

In der Workers Vanguard (WV) Ausgabe vom 9.
Mai 1991 wurde über einen Block mit der jugoslawi-
schen Bundesarmee gegen die prokapitalistischen
kroatischen Kräfte spekulierü doch als d ie nationalisti-
schen Kriege ausbrachen, überlegten sie es sich
anders. In den folgenden Monaten verurteilte WV die
verschiedenen nationalistischen Formationery doch
wurde keine neue Charakterisierung Jugoslawiens
oder seiner Bestandteile gewagt. Zumindest durch
diese Auslassung scheint die lKl-Position der der
LRKI ähnlich zu sein: Teile oder Jugoslawien insge-
samt bleiben ein deformierter Arbeiterstaat, doch sie
beziehen keine Seite im Kampf der Bundesarmee
gegen die offen prokapitalistischen Kräfte Tudjmans.

Gegen die imperial ist ische UNO-lnter-
vention
Die europäischen Imperialisten würden Stabilität auf
dem Balkan gutheißen. Sie fürchtery daß ein umfas-
sender Büqgerkrieg Konflikte hervorrufen könnte, die
Minderheiten bis hinein nach Osterreich, Albanien,
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ralistische und sozialistische C,esellschaft" zu schüt-
zen. Als jedoch die ethnischen Spannungen 1991
wuchsen, wurden viele altgediente nicht-serbische Of -
fiziere durch Serben ersetzt; die Illusionen in den "fö-

deralistischen" Charakter der jugoslawischen Armee
wanen somit zerctört. Sie war vor allem zur Agentur
des serbischen Nationalismus geworden. Während
des Konflikts in Kroatien zögerte die Armee nicht,
Zentren der Zivilbevölkerung ins Visier zu nehmen.
Die kroatische Miliz wurde ausgeschaltet und die Ser-
bengewannen bald die Kontrolle überetwa einDriftel
Kroatiens einschließlich des Hafens von Dubrovnik.

Die Werktätigen Jugoslawiens haben in diesem
Konflikt nichts vom Sieg iqgendeiner der mörderi-
schen nationalistischen Formationen zu gewinnen.
Der sich rapide verschlechtemde Lebensstandard der
Arbeiter hat in Serbien erhebliche Opposition hervor-
gerufen. Milosevic hat versucht, die Opposition gegen
den Krieg zu unterdrücken, aber Tausende von serbi-
schen Soldaten sind desertiert oder halten sich ver-
steckt, um zu venneiden, in den schmutzigen Konflikt
gezogen zu werden. Im veqgangenen Oktober sprach
sich Montenegro, Serbiens engster Verbündeter, ge-
gen den Einsatz seiner Reservisten im Feldzug gegen
Kroatien aus.

Jugoslawien : kein Arbeiterstaat mehr
Viele der voqgeblich revolutionären Linken haben
Tudjmans konterrevolutionäres kroatisches Regime
unterstützt; andere reagierten mit Konfusion und Ag-
nostizismus. Heute gibt es in allen wichtigen Frag-
menten des ehemaligen Jugoslawiens offen prokapi-
talistische Regime. Darüberhinaus ist die Struktur des
Bundesstaates zusammengebrochery und die ökono-
mische Koordinierung zwischen den Republiken
wurde eingestellt. Weder das gesamte Jugoslawien
noch irgendein wesentlicher Bestandteil desselben
bleiben als deformierter Arbeiterstaat bestehen. Na-
türlich gibt es Reste der alten Staatsstrukturen, aber
der Staat als solcher, als ein Gebilde zur Verteidigung
und Erhaltung der kollektivisierten Wirtschaft, exi-
stiert nicht mehr.

Die Regierungen Sloweniens und Kroatiens, die im
Juni 1991 ihre Unabhängigkeit erklärten, waren offen
prokapitalistisch. Sie zeigten einen klaren Bruch mit
den republikanischen Bestandteilen des titoistischen
BKf an, den sie in den Wahlen 1990 geschlagen hatten.
Der demoralisierte Rest der alten stalinistischen
Ordnung wurde durch Säuberungen und Umstruktu-
rierung der Staatsapparate aufgelöst. Die neuen
Regime stützten sich auf Polizei und Milizen, die in
politischer Opposition zur Bundesarmee gegründet
wurden. Offensichtlich stellen diese neuen rechten
Regime sich entwickelnde bürgerliche Staaten dar.

Zunächst wandte sich Milosevic gegen die Lostren-
nung von Slowenien und Krcatien und beruft sich nun
auf die Kontinuität des alten jugoslawischen Staates.
Daher wird der serbische "starke Mann" gelegentlich
von den bürgerlichen Medien als einer der letzten
"Kommunisten" in Europa bezeichnet. Der kroatische
Präsident Tudjman hat manchmal versucht, den Kon-
flikt mit Serbien als Kampf gegen den "Kommunis-

mus" darzustellen. Aber das ist so absurd, daß selbst
die kroatischen Rechten der HDZ diese Interpretation
nicht vehement vertreten. Sie wissen, daß sie gegen
Serben kämpfen - nichtgegen Kommunisten.

Im Gegensatz zu Kroatien und Slowenien wurde Mi-
losevics Regime nicht in solch einem offenen politi-
schen und militärischen Gegensatz zur stalinistischen
Vergangenheit gegründet. Es existiert eine beachtliche
organisatorische Kontinuität zwischen dem BKj und
der Serbischen Sozialistischen Partei. Außerdem
werden Milosevics demagogische Herangehensweise
und Rhetorik von der Präsenz eines politischen Oppo-
nenten, Vuk Draskovic, bedingt, der als Führer der
Serbischen Erneuerungsbewegung eine große rechte
Anhängerschaft besitzt. Dies ändert nichts an der Tat-
sache, daß Milosevic ein kapitalistischer Restaurateur
an der Spitze eines kapital ist isch-restaurat iven
Regimes ist. Er gibt auch nicht vor, irgend etwas
anderes zu sein.

Die kapitalistische Restauration in Jugoslawien
verlief über die Achse der nationalistischen Polarisie-
rung, und der Anhänger der Marktwirtschaft, Milose-
vic, hat dieses nationalistische Gift ebenso intensiv
verwendet wie alle anderen Politiker in der Region. In-
dikativ dafür ist seine Bereitschaft, sich mit den Proto-
Faschisten der serbischen Tschetnik-Milizen zusam-
menzuschließen. Mitte der 80er Jahre kam Milosevic
im serbischen BKJ auf einem Programm derchauvini-
stischen Opposition gegen den Föderalismus des titoi-
stischen Flügels der Partei an die Macht. Ebenso wie
Tudjman und alle anderen angehenden kapitalisti-
schen Politiker in Osteuropa verspricht er die Einfüh-
rung der Marktwirtschaft ohne soziale Opfer.

Die Konsolidierung einer neuen bürgerlichen
Staatsmacht ist in Serbien noch nicht so weit wie in
Kroatien und Slowenien vorangeschritten. Die jugo-
slawische Armee bleibt, obwohl sie mit Milosevic ver-
bündet ist, bis zu einem gewissen Grad unabhängig
von seinem Regime. Doch keine Regierungs- oder Mi-
litärangehörigen haben versucht, das kollektivisierte
Eigentum zu verteidigen. Serbiens Krieg gegen Kroa-
tien warein Krieg, umein kapitalistisches Großserbien
aufzubauen. Mit dem Zerfall der entscheidenden fö-
deralistischen Einrichtung der Wirtschaftsplanung
stehen bei der Schaffung eines neuen serbischen Na-
tionalstaates alle Zeichen auf Kapitalismus und Aus-
terität der freien Marktwirtschaft. Alle bedeutenden
Elemente der serbischen Bürokratie haben die Hoff-
nung aufgegeben, ihre Privilegien durch Planwirt-
schaft au frechtzuerha lten.

Während der längsten Zeit seiner Geschichte war
Jugoslawien kein sowjetischer Satelli$ der jugoslawi-
sche Stalinismus fand vielmehr eine Nische, in der er
von den Spannungen zwischen dem Imperialismus
und der UdSSR profitieren konnte. Das Ende der So-
wjetunion bedeutet, daß diese Nische nicht mehr exi-
stiert. De Apparatschiks der serbischen Republik
wissen, daß ihre größte Hoffnung im Aufbau eines ka-
pitalistischery serbischen Nationalstaates liegt, der in
den Weltkapitalismus integriert ist. Einer der Gründe,
der die Etablierung eines deformierten Arbeiterstaates
in Osteuropa nach dem Zweiten Weltkrieg ermöglich-
te, war die ökonomische und militärische Vormacht-
stellung der Sowjetunion in dieser Region. 7992, nach
dem Zusammenbruch der UdSSR, sieht die Welt
jedoch ganz anders aus. Die Annahme, daß ein neuer,
spezifisch serbischer deformierter Arbeiterstaat ent-
standen ist, kanry inmitten des gegenwärtigen Chaos
und der breitery starken Bewegung in Richtung Kapi-
talismus in Jugoslawien und Osteuropa insgesamt,
kaum ernst genonunen werden.
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munistische Listen an die Macht, die sich die Unab-
hängigkeit vom serbisch-dominierten Bundesstaat auf
die Fahne geschrieben hatten.

Im Juli 1990 fusionierte der serbische BKJ, unter
Führung des Ultra-Chauvinisten Slobodan Milosevic,
mit seiner eigenen Massen-Frontorganisation und
änderte den Namen in Serbische Sozialistische Partei.
Ihr gelang es fünf Monate später gewählt zu werden.
Die Serbische Sozialistische Partei nutzte ihre Mög-
lichkeiten, die Regeln zu bestimmerv kandidierte auf
einem sozialdemokratischen Pnogramm und spielte
ihre historische Verbindung mit Titos BKJ herunter.

Milosevic hat mit Hilfe des serbischen Chauvinis-
mus eine politische Karrieregemacht.Imluli 1990 wi-
der r ie f  se ine  Reg ierung d ie  Autonomie  der
überwiegend albanischen Provinz Kosovo, löste deren
Provinzparlament auf und begann mittels Polizeiter-
rors die Macht auszuüben. Streiks wurden verboten,
und Albaner wurden im gesamten VerwaltungsaPPa-
rat durch Serben ersetzt. Albaner, die ihre Arbeitsplät-
ze behalten wollten, wurden gezwungen/ Loyalitäts-
erklärungen für Serbien zu unterschreiben. Gut 60 000
albanische Arbeiter, die sich weigerten, kündigten
oder wurden gefeuert.

Die brutale Unterdrückung der Albaner im Kosovo
war der erste in einer Reihe von interethnischen Kon-
flikten, die die Region seithererschüttern. De Angrif-
fe auf Kosovo und Vojvodina (eine Region im nörd-
lichen Serbien mit einer großen ungarischen Minder-
heit) lösten in den übrigen Republikeneinen Schrei der
Entrüstung gegen den serbischen Expansionismus
aus. Die slowenische Regierung griff sowohl den ser-
bischen Chauvinismus als auch Milosevics Taktik der
Massenmobilisierung von serbischen Minderheiten in
den anderen Republiken offen an.

Rechtsextremisten der kroatischen
HDZ gegen reakt ionäre serbische Na-
t ional isten
Die Serben haben jedoch kein Monopol auf reaktionä-
ren nationalen Chauvinismus. Als die kroatische De-
mokratische Union (HDZ) die Regierung übernahm,
entließsie alle Serben aus Regierungsposten. Die HDZ
holte auch die alten Symbole der pro-Nazi Ustascha-
Regierung der 40erJahre wieder hervor, die Hundert-
tausende von Juden, Roma und Serben während des

Zweiten Weltkrieges umbrachte. In der kroatischen
Hauptstadt Zagreb benannte dann das HDZ-Regime
auch prompt den Platz der Opfer des Faschismus um
in "Platz der kroatischen Helden". Angehörigen der
serbischen Minderheit, die 72% der Bevölkerung der
kroatischen Republik ausmachery wurde befohleru
einen loyalitätseid auf das neue Regime zu leisten.

Als die Spannungen zwischen Zagreb und Belgrad
kurz vor dem Kriegsausbruch eskalierten, wurden
Serben in Kroatien von der Polizei willkürlich von den
Straßen zum Verhör aufgegriffen; Serben mit Eigen-
tum in Kroatien wurden mit diskriminierenden Extra-
steuern belegt. Als Antwort begann die serbische Be-
völkerung von Lostrennung zu reden. Als Milosevic
1990 Kosovo unterdrückte, verbot das Regime in
Zagreb seinersei ts eine vorgeschlagene Volksabstim-
mung über die Autonomie der sechs Distrikte, in
denen die Serben in der Mehrheit sind. Im März199l
proklamierten die serbischen Führer in der Krajina,
unterstützt von Milosevic, eine "serbische autonome
Region" innerhalb Kroatiens. In Krajina und Slawo-
nien, im östlichen Serbien, traten serbische paramilitä-
rische Guerilla-Einheiten in Aktion und versuchten,
Enklaven aus Kroatien herauszutrennen.

Ende Juni 1991 erklärten Slowenien und Kroatien
ihre Unabhängigkeit von der Föderation. Die Slowe-
nen sicherten ihre Unabhängigkeit, indem sie im näch-
sten Monat erfolgreich die Bundesarmee zurück-
trieben. Wenige Monate später erklärten die kroati-
schen und moslemischen Volksgruppen in Bosnien-
Herzegowina ebenfalls ihren Willen zur loslösung.
Die Europäische Gemeinschaft (EG) und die USA er-
kannten Bosnien-Herzegowina im April an. Als da-
raufhin die von der jugoslawischen Armee Sestützte
serbische Minderheit versuchte, sich von der gerade
unabhängig gewordenen Republik abzutrennen,
brach eine Welle von interkommunalen Kämpfen aus.

Der Konflikt zwischen Kroatien und Serbien wurde
nach monatelangen zunehmenden Zusammenstößen
im August 1991 bitterer Ernst. Zahlreiche von der EG
ausgehandelte Waffenstillstände wurden von beiden
Seiten gebrochen. Eine Weile schien es möglich, daß
die jugoslawische Bundesarmee eine quasi unabhän-
gige Rolle spielen, zwischen den nationalistischen
Tendenzen balancieren und diesen entgegenwirken
könne. Vom Generalstab der Armee waren sogar Töne
zu hören überdie Notwendigkeit, Jugoslawiens 
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behalten und Investitionen und Gehälter selbst zu be-
stimmen. Investitionsfonds, die bis zu diesem Zeit-
pr.rnkt durch zentrale Planungsinstitutionen zugeteilt
worden waren, wurden nun durch Banken ausge-
zahlt, die den Auftrag hattery dort zu investieren, wo
die Rückzahlungsrate am höchsten war.

Diese Markt-"Reformen" untergruben die wirt-
schaftliche Basis des deformierten Arbeiterstaates. In
den ökonomisch rückständigeren Regionen des
Landes, im Kosovo, einem Grcßteil Serbiens, Monte-
negro und Makedonien, sanken die Investitionen. De
wachqenden Ungleichheiten zwischen den Gründer-
Republiken Jugoslawiens verstärkten das Wiederauf -
leben der nationalen Gegensätze. Der Versuch,
Marktmechanismen einzuführen, schuf gleichzeitig
eine Schicht von wohlhabenden kleinbüqgerlichen
Unternehmern mit Verbindungen zum ausländischen
Kapital, die danach strebtery die Ausbeutungsmög-
lichkeiten auszuweiten. Das Auftauchen dieser sozia-
len Schicht übte eine mächtige Anziehungskraft auf
einen Teil der BKJ-Bürokratie aus und half dem klein-
bürgerlichen prokapitalistischen Nationalismus wie-
deraufzuleben.

Alarmiert durch das Anwachsen solcher Elemente
änderte das Regime in den frühen 70er Jahren seinen
Kurs und versuchte, die restaurativen Kräfte, die von
der ökonomischen Liberalisierung freigesetzt worden
warery zu unterdrücken. Es wurde ein erfolgloser
Vorstoß unternommen, viele der Anderungen, die
1965 eingeführt worden waren, wieder zurückzuneh-
men, ohne aber den Versuch aufzugebery Marktkräf-
te und sozialisiertes Eigentum miteinander zu
verschmelzen. Die Wachstumsrate der jugoslawi-
schen Ökonomie fiel weiter. Das jährlichä Netto-
Wachstum sank von 6,5% im Jahre 1970 auf 3,6% am
Ende des Jahrzehnts. Mittlerweile gab es fast 100%
mehr Importe als Exporte.

Das Regime versuchte, diese Probleme durch
massive Anleihen auf dem internationalen Markt zu
vertuschen: Zwischen 1970 und 1980 stiegen die jugo-
slawischen Auslandsschulden von2,4 auf 11 Milliar-
den Dollar. Schuldenrückzahlungen entzogen dem
land wertvolle Ressourcery sie flossen direkt in die
Taschen der internationalen Finanziers und vertieften
damit die wirtschaftliche Krise. In den S0erfahren ver-
zeichnete die jugoslawische Okonomie einen
Schrumpfungsprozeß. In der zweiten Hälfte des |ahr-
zehnts fiel das Nettowachstum der Arbeitsproduktivi-
tätum 1% proJahr.

Im Jahre 1983, aufgeschreckt durch die sich ver-
scNechtemde Wirtschaft, nahm die "Kommission für
ökonomische Stabilisierung" der Bundesregierung -
unter Aufsicht des Weltwährungsfonds - ein Austeri-
tätsprogramm an, das die Unternehmen förderte, die
auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig waren. Diese
Maßnahme vergrößerte die Spannungen innerhalb
der Föderation noch weiter, da Kroatien und Slowe-
nien, die über den Großteil der exportfähigen Unter-
nehmen verfügtery einen unverhältnismäßig hohen
Anteil der wirtschaftlichen Mittel erhielten. Trotz der
Versuche des BKI, die rückständigeren Regionen
durch ein System von Transfer-Zahlungen zu entwik-
keln, wuchsen die Ungleichheiten weiter. 190 hatte
Slowenien, Jugoslawiens wohlhabendste Republilg
ein Pnr-Kopf-Einkommen von etwa 7 000 Dollar -
sieben Mal so hoch wie das im ethnisch albanischen
Kosovo.

Der jugoslawische Weg in der Sack-
gasse
In den späten 80er Jahren standen das jugoslawische
föderalistische System und die zentrale Staatsmacht
kurz vor dem vollständigen Zusammenbruch. Das
reale Pro-Kopf-Einkommen war in einem Jahrzehnt
um 25% gefallery das Finanzwesen bei einer jährlichen
Inflationsrate bis zu 2000% zusammengebrochen. Im
fanuar 1990 hielt der jugoslawische Bund der Kommu-
nisten einen "außerordentlichen" vierzehnten Kon-
greß ab, auf dem er sein 45 Jahre währendes Macht-
monopol aufgab und sich selbst de facto in seine ver-
schiedenen nationalen Bestandteile aufl öste.

Ante Markovic, der letzte Premierminister der Fö-
deration, bemühte sich Jugoslawien zusammenzuhal-
ten, indem er den gelähmten BKJ ignorierte und
versuchte, die nominale Macht der Bundesregierung
zu benutzery um die kapitalistische Restauration auf
schnellstmögliche Weise zu erreichen. Sein Austeri-
tätsreform-Paket von 1990 zielte darauf ab, Subventio-
nen der Regierung zu beschneiden und die Unter-
nehmen in den internationalen Markt zu entlassen,
damit diese sich dort entweder behaupten oder bank-
rott gehen sollten.

Es gelang Markovic, für eine kurze Z.eit die Infla-
tionsrate zu senkery indem er den Dinar an die Deut-
sche Mark koppelte. Andere "Refotmen" scNossen die
Erlaubnis für ausländische Kapitalisten ein, jugosla-
wische Banken und Unternehmen direkt zu kaufen
und ihre Gewinne auszuführen. Die Auswirkungen
dieser Maßnahmen wären von Republik zu Republik
sehr unterschiedlich gewesen. In Montenegnc wären
schätzungsweise 80% der Unternehmen bankrott ge-
gangen, in Slowenien nur 10%. Die Ereignisse über-
rollten jedoch Markovics Versuche, den Kapitalismus
in einem föderalistischen Jugoslawien zu t€staurieren,
und die Desintegration des föderalistischen Staates
schuf das Szenario für einen anderen Weg zur kapita-
listischen Restauration.

Als die zentrale Autorität zerfaserte, beschleunigte
sich notwendigerweise der Prozeß der wirtschaftli-
chen Zersplitterung. Bei einer zunehmend machtlose-
nen Bundesregierung waren die Republiken nun in der
lage, einer brutalen Konkurrenz untereinander freien
[.auf zu lassen. Um ihre Aktivitäten zu finanziettn,
druckten die Republiken einfach mehr Geld. Zollgren-
zen entstanden zwischen den Republiken, als Serbien
50% Zßll auf alle in Kroatien und Slowenien produ-
zierten Güter erhob. Die industrielle Produktion
schrumpfte um 23% im Jahre 1990 und fiel um das
Gleiche in der ersten Hälfte 1991. Seit dem Ausbruch
der Feindseligkeiten zwischen Serbien und Kroatien
hat es keine verläßlichen Statistiken gegeben. Die wirt-
schaftliche Situation hat sich jedoch in fast allen Repu-
bliken weiter drastisch verschlechtert.

Die Bundesregierung löst sich auf
Der wirtschaftliche Zusammenbruch beschleunigte
die Desintegration der zerbrechlichen, föderalisti-
schen politischen Struktur. Im laufe des Jahres 1990
erklärte eine Republik nach der anderery daß ihre
Gesetze nun über denen der föderalistischen Autori-
täten ständen und fingen ary Zahlungen an die Zen-
tralrcgierung einzustellen. Wahlen in Slowenien und
Kroatien im April bzw. Mai 1990 brachten antikom-
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Dies gab ihnenein Maß an Unabhängigkeit, das keiner
der von der Sowjetunion abhängigen Staaten in Ost-
europa besaß. Jugoslawiens Beharren, die eigene Au-
ßenpolitikzu bestimmen, führte 1948 zueinem Bruch
mit der UdSSR. Um wirtschaftliche "Hilfe" zu bekom-
men, wandte sich Tito schnell an die amerikanischen
und deutschen Imperialisten. Die imperialistischen
Kräfte warren hocher{reut, der Bitte nachzukommen,
um so die Spaltung zwischen Belgrad und Moskau zu
vertiefen und Kontrolle über die jugoslawische Wirt-
schaft zu gewinnen. Zwischen 19t18 und 1962 erhielt
fugoslawien etwa 2 Milliarden Dollar an wirtschaftli-
cher und militärischer Hilfe von den USA (Politische
Berichte 6 / 1,5.03.91).

Jahrelang rührte Belgrad die Propagandatrommel
vom eigenen und erfolgreichen "jugoslawischen Weg"
zum Sozialismus. Die Herrschaft der jugoslawischen
Stalinisten war generell weniger restriktiv als die in
der Sowjetunion oder China; es gab eine geringere Be-
schränkung der Redefreiheit und sogar einen begrenz-
ten Spielraum f'ür die Beteiligung der Arbeiter an
Entscheidungen im Betrieb. Der grundsätzliche Wi-
derspruch zwischen den Eigentumsformen einerseits
und der Herrschaft der parasitären Bürokratie ande-
rerseits zerstörte jedoch schließlich den deformierten
Arbeiterstaat Jugoslawien.

Jugoslawiens herrschende bürokratische IGste ver-
suchte, ihr politisches Monopol und ihren privilegier-
ten Lebensstandard durch die Aussöhnung mit dem
Imperialismus zu erhaltery während sie ihre eigenen
nationalen Interessen auf Kosten der internationalen
Arbeiterklasse verfolgte. Das kollektivisierte Eigen-
tum, von dem die titoistische Bürokratie letztendlich
abhing, wurde jedoch d urch die restaurativen sozialen
Kräfte untergrabery die vom Druck des Weltimperia-
lismus hervorgebracht wurden.

Die tiefen wirtschaftlichen Widersprüche, die zum
Ausbruch der gegenwärtigen nationalistischen Kriege
führtery resultieren aus vier Jahrzehnten stalinisti-
scher Mißherrscha ft und wirtschaftlicher Stümperei.
Nachdem Tito ursprünglich Stalins hyperzenträlisti-
scher UdSSRgefolgtwar, begannerin den frühen 50er
Jahren die Dezentralisierung der wirtschaftlichen
Kontrolle und nannte das Arbeiterselbstverwaltung.
Dies rief zwar zentrifugale Tendenzen in der Wirt-
schaft hervor, die jedoch teilweise durch die Beibehal-
tung der zentralen Kontrolle über die Investitionen in
Schach gehalten wurden. In den 50er Jahren und
Anfang der 60er Jahre betrug die jährliche Wirtschafts-
wachstumsrate durchschnittlich 8 %.

Zlck,zacks auf dem " j ugoslawischen
weg"
1965, als sich die Produktivität zu verlangsamen
begann und das Handelsdefizit und die Inflation an-
stiegen, führte Belgrad eine bedeutende marktorien-
tierte "Reform" ein, die darauf abzielte, dem Markt die
Festsetzung der Preise und Investitionen zu ermögli-
chen. Ausländischen Firmen wurde eine Beteiligung
bis zu 49% an jugoslawischen Unternehmungen
erlaubt. l-etzteren wurde gestattet, ihre Einnahmen zu
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